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1. TERMINSACHE: Zuordnung eines gemischt 
genutzten Gegenstandes/Gebäudes zum Un-
ternehmen 

Ein Unternehmer kann die Umsatzsteuer für Lieferungen und sons-
tige Leistungen, die von einem anderen Unternehmer für sein Un-
ternehmen ausgeführt worden sind, als Vorsteuer abziehen. Für das 
Unternehmen wird eine Leistung bezogen, wenn sie zur Verwendung 
für Zwecke einer nachhaltigen und gegen Entgelt ausgeübten Tätig-
keit verwendet wird.

Ist ein Gegenstand - also z. B. auch ein hergestelltes Einfamili-
enhaus - sowohl für den unternehmerischen Bereich als auch für 
den nicht unternehmerischen privaten Bereich des Unternehmers 
vorgesehen (gemischte Nutzung), muss der Unternehmer den Ge-
genstand seinem Unternehmen zuordnen. 

Die Zuordnung eines Gegenstands zum Unternehmen erfordert 
eine durch Beweisanzeichen gestützte Zuordnungsentscheidung, 
die zeitnah zu dokumentieren ist. Dabei ist die Geltendmachung 
des Vorsteuerabzugs regelmäßig ein gewichtiges Indiz für, die Un-
terlassung eines möglichen Vorsteuerabzugs ein ebenso gewichtiges 
Indiz gegen, die Zuordnung eines Gegenstands zum Unternehmen. 
Gibt es keine Beweisanzeichen für eine Zuordnung zum Unterneh-
men, kann diese nicht unterstellt werden!

Der Bundesfinanzhof hat in mehreren Entscheidungen geklärt, dass 
die Zuordnungsentscheidung spätestens und mit endgültiger Wir-
kung in einer „zeitnah“ erstellten Umsatzsteuererklärung für das 
Jahr, in das der Leistungsbezug fällt, nach außen dokumentiert wer-
den kann. Der letztmögliche Zeitpunkt hierfür ist der 31. Mai des 
Folgejahres.

Bitte beachten Sie! Erfolgt dies nicht, gilt das Gebäude insgesamt 
als nicht zugeordnet, sodass alle Leistungsbezüge bis zu einer evtl. 
Änderung der Zuordnung für den nicht unternehmerischen Bereich 
bezogen gelten und den Vorsteueranspruch ausschließen. Eine Be-
richtigung des Vorsteuerabzuges aus diesen Leistungsbezügen ist 
ebenfalls ausgeschlossen.

Um die Gefahr des Verlustes des Vorsteuerabzugs zu vermeiden, 
sollte der Unternehmer spätestens bis zum 31. Mai des Folgejah-
res zwingend durch eine gegenüber dem Finanzamt abgegebene 
schriftliche Erklärung dokumentieren, dass er das Gebäude seinem 
Unternehmensvermögen (zu empfehlen i. d. R. zu 100 %) zuord-
nen will. Bitte lassen Sie sich im Bedarfsfalle beraten!

2. Grundfreibetrag, Kinderfreibetrag, Kinder-
geld und Kinderzuschlag werden erhöht

Der 10. Existenzminimumbericht vom 30.1.2015 kommt zu dem Er-
gebnis, dass in den Veranlagungsjahren 2015 und 2016 sowohl beim 
Grundfreibetrag als auch beim Kinderfreibetrag Erhöhungsbedarf 
besteht. Im Einzelnen sieht ein entsprechender Gesetzentwurf fol-
gende Anpassungen vor:

• Grundfreibetrag (aktuell 8.354 €): Anhebung ab 1.1.2015 um 
118 € auf 8.472 € und ab 1.1.2016 um weitere 180 € auf 8.652 €

• Kinderfreibetrag (aktuell 7.008 € einschl. Freibetrag für Betreu-
ung und Erziehung oder Ausbildung): Anhebung ab 1.1.2015 um 
144 € auf 7.152 € und ab 1.1. 2016 um weitere 96 € auf 7.248 €

• Kindergeld (aktuell 184 € für das erste und zweite Kind, 190 
€ für das dritte Kind und 215 € für das vierte Kind und weitere 
Kinder): Anhebung ab 1.1.2015 um 4 € monatlich je Kind – also 
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für das erste und zweite Kind auf 188 €, für das dritte Kind auf 
194 € und für weitere Kinder auf 219 €. Ab 1.1.2016 erfolgt eine 
weitere Erhöhung um 2 € monatlich je Kind.

• Kinderzuschlag (aktuell max. 140 € monatlich): Anhebung ab 
1.7.2016 um 20 € monatlich. Der Kinderzuschlag kommt Eltern 
zugute, die zwar ihren eigenen Bedarf durch Erwerbseinkommen 
grundsätzlich bestreiten können, aber nicht über ausreichend fi-
nanzielle Mittel verfügen, um den Bedarf ihrer Kinder zu decken. 

3. Aufstockung eines Investitions abzugsbetrags 
in einem Folgejahr

Steuerpflichtige können für die künftige Anschaffung oder Herstel-
lung eines abnutzbaren beweglichen Wirtschaftsguts des Anlagever-
mögens – unter weiteren Voraussetzungen (z. B. Investitionsvolumen 
nur bis zu 500.000 € pro Betrieb) – bis zu 40 % der voraussichtlichen 
Anschaffungs- oder Herstellungskosten gewinnmindernd abziehen 
(sog. Investitionsabzugsbetrag).

In der steuerlichen Praxis war umstritten, ob ein Investitionsabzugs-
betrag, der bereits in einem Vorjahr abgezogen worden war, ohne 
dabei aber die absolute Höchstgrenze von 200.000 € je Betrieb oder 
die relative Höchstgrenze von 40 % der voraussichtlichen Anschaf-
fungs- oder Herstellungskosten zu erreichen, in einem Folgejahr des 
Dreijahreszeitraums bis zum Erreichen der genannten Höchstgren-
zen aufgestockt werden darf.

Diese Frage hat der Bundesfinanzhof nunmehr in seinem Urteil vom 
12.11.2014 positiv beschieden. Zwar lassen sich nach seiner Auf-
fassung weder im Gesetzeswortlaut noch aus der Systematik des 
Gesetzes eindeutige Anhaltspunkte für die eine oder die andere Auf-
fassung finden. Sowohl die historische Entwicklung des Gesetzes als 
auch der Gesetzeszweck sprechen aber für die Zulässigkeit späterer 
Aufstockungen eines für dasselbe Wirtschaftsgut bereits gebildeten 
Investitionsabzugsbetrags. 

4. Anforderungen an ein mittels Fahrtenbuch-
programm erstelltes Fahrtenbuch

Die private Nutzung eines Kfz, das zu mehr als 50 % betrieblich 
genutzt wird, ist für jeden Kalendermonat grundsätzlich mit 1 % des 
inländischen Listenpreises im Zeitpunkt der Erstzulassung zuzüglich 
der Kosten für Sonderausstattung einschließlich Umsatzsteuer an-
zusetzen. Abweichend hiervon kann die private Nutzung mit den auf 
die Privatfahrten entfallenden Aufwendungen angesetzt werden, 
wenn die für das Kraftfahrzeug insgesamt entstehenden Aufwen-
dungen durch Belege und das Verhältnis der privaten zu den übrigen 
Fahrten durch ein ordnungsgemäßes Fahrtenbuch nachgewiesen 
werden.

Der Begriff des ordnungsgemäßen Fahrtenbuchs ist gesetzlich nicht 
näher bestimmt. Die dem Nachweis des zu versteuernden Privatan-
teils an der Gesamtfahrleistung dienenden Aufzeichnungen müssen 
eine hinreichende Gewähr für ihre Vollständigkeit und Richtigkeit 
bieten und auf ihre materielle Richtigkeit hin überprüfbar sein. Dazu 
gehört auch, dass das Fahrtenbuch zeitnah und in geschlossener 
Form geführt worden ist und dass es die zu erfassenden Fahrten 
einschließlich des an ihrem Ende erreichten Gesamtkilometerstands 
vollständig und in ihrem fortlaufenden Zusammenhang wiedergibt. 

Eine mittels eines Computerprogramms erzeugtes Fahrtenbuch, 
an deren bereits eingegebenem Datenbestand zu einem späteren 
Zeitpunkt noch Veränderungen vorgenommen werden können, 

ohne dass die Reichweite dieser Änderungen in der Datei selbst 
dokumentiert und bei gewöhnlicher Einsichtnahme in die Datei 
offengelegt wird, stellt kein ordnungsgemäßes Fahrtenbuch dar. 
Das entschied das Finanzgericht Baden-Württemberg mit Urteil vom 
14.10.2014.

Anmerkung: Der Bundesfinanzhof hatte bereits mit Beschluss 
vom12.7.2011 festgelegt, dass die mithilfe des MS Excel-Tabellen-
kalkulationsprogramms erstellten Tabellenblätter sowie die diesen 
zugrunde liegenden handschriftlichen losen Aufzeichnungen nicht 
den von der Rechtsprechung geforderten Anforderungen genügen. 

5. Schätzung der Besteuerungsgrundlagen  
bei fehlenden Buch führungs unterlagen

Kann die Finanzbehörde die Besteuerungsgrundlagen des Steuer-
pflichtigen nicht ermitteln oder berechnen, darf sie sie schätzen. 
Das wird sie insbesondere dann tun, wenn der Steuerpflichtige über 
seine Angaben keine ausreichenden Aufklärungen zu geben vermag. 
Das Gleiche gilt, wenn der Steuerpflichtige Bücher oder Aufzeich-
nungen, die er nach den Steuergesetzen zu führen hat, nicht vor-
legen kann oder wenn die Buchführung oder die Aufzeichnungen 
der Besteuerung nicht zugrunde gelegt werden. Auf ein Verschulden 
kommt es nicht an. 

Nach einer Entscheidung des Finanzgerichts Sachsen-Anhalt vom 
2.7.2014 kann die Unschärfe, die jeder Schätzung anhaftet, im All-
gemeinen vernachlässigt werden. Soweit sie sich zuungunsten des 
Steuerpflichtigen auswirkt, muss er sie hinnehmen, wenn er den An-
lass für die Schätzung gegeben hat. 

Zur Schätzung werden die sog. amtlichen Richtsatzsammlungen der 
Finanzverwaltung verwendet. Diese sind zwar keine Rechtsnormen, 
sondern Anhaltspunkte, um Umsatz und Gewinn der Gewerbetrei-
benden zu verproben und bei Fehlen einer Buchführung zu schät-
zen. Andererseits ist mangels besserer Anhaltspunkte von den auf 
Erfahrungssätzen der einzelnen Branchen beruhenden Richtsätzen 
auszugehen, wenn auf Aufzeichnungen des Steuerpflichtigen nicht 
zurückgegriffen werden kann. Von den Richtsätzen kann oder muss 
jedoch wegen besonderer Verhältnisse des jeweiligen Betriebes ab-
gewichen werden, wenn diese beweiskräftig aufgezeigt werden.

Anmerkung: Steuerpflichtige mit Gewinnen, die die Richtsatz-
sammlung der Finanzverwaltung weit übersteigen, könnten versucht 
sein, durch eine Schätzung anhand der Richtsätze Steuerersparnisse 
mitzunehmen. Werden aber über mehrere Jahre keine Gewinner-
mittlungen vorgelegt, kann die Finanzverwaltung die Schätzung um 
einen Unsicherheitszuschlag anheben. Des Weiteren könnte sie eine 
Betriebsprüfung oder sogar eine Fahndungsprüfung anordnen. 

6. Zugriff der Betriebsprüfer auf Kassendaten 
eines Einzelunternehmens

Einzelhändler sind nach den Grundsätzen ordnungsgemäßer Buch-
führung verpflichtet, im Rahmen der Zumutbarkeit sämtliche Ge-
schäftsvorfälle einschließlich der über die Kasse bar vereinnahmten 
Umsätze einzeln aufzuzeichnen. Wird dabei eine PC-Kasse verwen-
det, die detaillierte Informationen zu den einzelnen Barverkäufen 
aufzeichnet und diese dauerhaft speichert, sind die damit bewirkten 
Einzelaufzeichnungen auch zumutbar. Die Finanzverwaltung kann 
dann im Rahmen einer Außenprüfung auf die Kasseneinzeldaten 
zugreifen. Das entschied der Bundesfinanzhof (BFH) mit Urteil vom 
16.12.2014.



Im entschiedenen Fall verwendete eine buchführungspflichtige Apo-
thekerin ein speziell für Apotheken entwickeltes PC-gestütztes Er-
löserfassungssystem mit integrierter Warenwirtschaftsverwaltung. 
Ihre Tageseinnahmen wurden über modulare PC-Registrierkassen 
erfasst, dann durch Tagesendsummenbons ausgewertet und als 
Summe in ein manuell geführtes Kassenbuch eingetragen. Anlässlich 
einer Außenprüfung verweigerte die Steuerpflichtige der Finanzbe-
hörde den Datenzugriff auf ihre Warenverkäufe mit der Begründung, 
sie sei nicht zu Einzelaufzeichnungen verpflichtet.

Das beurteilte der BFH anders. Nach der Entscheidung ist die Steu-
erpflichtige zur Aufzeichnung der einzelnen Geschäftsvorfälle ver-
pflichtet und muss die Kassendaten der Finanzbehörde in elektro-
nisch verwertbarer Form überlassen. Die Buchführung muss stets 
einen zuverlässigen Einblick in den Ablauf aller Geschäfte geben. 
Deshalb ist es nach den Grundsätzen ordnungsgemäßer Buchfüh-
rung erforderlich, dass verdichtete Buchungen in Einzelpositionen 
aufgegliedert werden können. Dies gilt auch für Bargeschäfte, so-
fern Einzelaufzeichnungen dem Steuerpflichtigen zumutbar sind. 
Entscheidet er sich für ein Kassensystem, das sämtliche Kassenvor-
gänge einzeln und detailliert aufzeichnet sowie speichert, kann er 
sich nicht auf die Unzumutbarkeit der Aufzeichnungsverpflichtung 
berufen und hat die Aufzeichnungen auch aufzubewahren. 

Anmerkung: Damit räumt der BFH der Finanzbehörde im Rahmen 
einer Außenprüfung auch das Recht ein, die mithilfe des Datenver-
arbeitungssystems (PC-Kasse) erstellten Daten auf einem maschinell 
verwertbaren Datenträger zur Prüfung anzufordern.

7. Häusliches Arbeitszimmer  
(Handelsvertreter, Keller-Arbeitszimmer)

Aufwendungen für ein häusliches Arbeitszimmer sowie die Kosten 
der Ausstattung hierfür dürfen den Gewinn grundsätzlich nicht min-
dern. Dies gilt dann nicht, wenn für die betriebliche oder berufliche 
Tätigkeit kein anderer Arbeitsplatz zur Verfügung steht. In diesem 
Fall wird die Höhe der abziehbaren Aufwendungen auf 1.250 € im 
Jahr begrenzt. Diese Beschränkung der Höhe nach gilt aber dann 
nicht, wenn das Arbeitszimmer den Mittelpunkt der gesamten be-
trieblichen und beruflichen Betätigung bildet.

Handelsvertreter: Der „Mittelpunkt“ bestimmt sich nach dem inhalt-
lichen (qualitativen) Schwerpunkt der beruflichen und betrieblichen 
Betätigung des Steuerpflichtigen. Nach Auffassung des Finanzge-
richts Münster in seiner Entscheidung vom 5.3.2015 kann das Ar-
beitszimmer eines Handelsvertreters den qualitativen Schwerpunkt 
seiner Betätigung bilden. 

Im entschiedenen Fall hatte der Steuerpflichtige die vertragliche 
Verpflichtung, seine Kunden mindestens einmal im Monat zu be-
suchen, tatsächlich nicht gelebt, weil hierfür kein Anlass bestand. 
Seinen Kunden stand er bezüglich des Sortiments, für die Annahme 
von Bestellungen und Reklamationen als Ansprechpartner zur Verfü-
gung. Seine Hauptaufgabe lag darin, den Überblick über das Bestell-
verhalten des jeweiligen Kunden zu behalten und eine individuelle 
Angebots- und Bedarfsermittlung vorzunehmen. Diese Aufgabe hat 
qualitativ ein höheres Gewicht als die Präsenz beim Kunden vor Ort, 
weil sich die Preise und das Sortiment der frischen Produkte häufig 
änderten und daher im Tagesgeschäft auf individuelle Kundenwün-
sche eingegangen werden musste. Auch die Akquise von Neukunden 
erfolgte zunächst vom Arbeitszimmer aus. Diese Tätigkeiten waren 
deshalb nicht lediglich als dem Außendienst dienende Tätigkeiten 
anzusehen.

Keller-Arbeitszimmer: In seiner Entscheidung vom 11.11.2014 kam 
der Bundesfinanzhof (BFH) zu dem Entschluss, dass auch ein Keller-

raum, soweit er in die häusliche Sphäre eingebunden ist, als häusli-
ches Arbeitszimmer anerkannt werden kann. Des Weiteren kann das 
„Keller-Arbeitszimmer“ auch den Mittelpunkt der gesamten betrieb-
lichen und beruflichen Tätigkeit des Steuerpflichtigen bilden. 

Im entschiedenen Fall bezog der BFH die Versorgungsbezüge ei-
nes Pensionärs, der Gutachtertätigkeiten verrichtete, nicht in die 
Gesamtbetrachtung der einzelnen betrieblichen und beruflichen 
Tätigkeiten ein; das Arbeitszimmer galt somit als Mittelpunkt der 
gesamten betrieblichen und beruflichen Tätigkeit, der Steuerpflich-
tige konnte die Aufwendungen in voller Höhe steuerlich geltend 
machen. Nach Auffassung des BFH sind nur Einkünfte zu berück-
sichtigen, die grundsätzlich ein Tätigwerden des Steuerpflichtigen 
im Veranlagungszeitraum erfordern; das ist bei Versorgungsbezügen 
nicht der Fall. 

Die auf ein häusliches Arbeitszimmer anteilig entfallenden Betriebs-
ausgaben sind nach dem Verhältnis der Fläche des Arbeitszimmers 
zu der Wohnfläche der Wohnung zu ermitteln. Nicht zur Wohnflä-
che gehören die Grundflächen von Nebenräumen, insbesondere u. a. 
Kellerräumen. Dient ein Raum allerdings unmittelbar seiner Funktion 
nach dem Wohnen und ist er nach seiner baulichen Beschaffenheit 
(z. B. Vorhandensein von Fenstern), Lage (unmittelbare Verbindung 
zu den übrigen Wohnräumen) und Ausstattung (Wand- und Boden-
belag, Beheizbarkeit, Einrichtung) dem Standard eines Wohnraums 
vergleichbar und zum dauernden Aufenthalt von Menschen tat-
sächlich geeignet und bestimmt, so ist die Lage im Keller nicht von 
Bedeutung. Die Gesamtwohnfläche, bestehend aus Erdgeschoss und 
„Keller-Arbeitszimmer“ war damit ins Verhältnis zur Fläche des Ar-
beitszimmers selbst zu setzen

8.	Kapitalvermögen:	Zufluss	beim	beherrschen-
den Gesell schafter einer GmbH

Einnahmen sind innerhalb des Kalenderjahres bezogen, in dem sie 
dem Steuerpflichtigen zugeflossen sind, d. h. in dem er über diese 
wirtschaftlich verfügen kann. Geldbeträge fließen in der Regel da-
durch zu, dass sie bar ausgezahlt oder einem Bankkonto des Emp-
fängers gutgeschrieben werden. Indes kann auch eine Gutschrift 
in den Büchern des Verpflichteten einen Zufluss bewirken, wenn in 
der Gutschrift nicht nur das buchmäßige Festhalten einer Schuld-
verpflichtung zu sehen ist, sondern darüber hinaus zum Ausdruck 
gebracht wird, dass der Betrag dem Berechtigten von nun an zur 
Verwendung zur Verfügung steht. 

Bei beherrschenden Gesellschaftern ist der Zufluss eines Vermögens-
vorteils aber – wie der Bundesfinanzhof (BFH) erneut mit seinem Ur-
teil vom 2.12.2014 bestätigt – nicht erst im Zeitpunkt der Gutschrift 
auf dem Konto des Gesellschafters, sondern bereits im Zeitpunkt der 
Fälligkeit der Forderung anzunehmen; denn ein beherrschender Ge-
sellschafter hat es regelmäßig in der Hand, sich geschuldete Beträge 
auszahlen zu lassen. Diese Zuflussregel gilt jedenfalls dann, wenn 
der Anspruch eindeutig, unbestritten und fällig ist und sich gegen 
eine zahlungsfähige Gesellschaft richtet.

Beim beherrschenden Gesellschafter einer Kapitalgesellschaft 
ist als Zeitpunkt des Zuflusses von Gewinnanteilen i. d. R. der 
Zeitpunkt der Beschlussfassung anzusehen, und zwar selbst dann, 
wenn in dem Beschluss über die Ausschüttung ein späterer Fällig-
keitszeitpunkt bestimmt war. Denn der Anspruch des Gesellschaf-
ters einer GmbH auf Auszahlung des Gewinns entsteht mit dem 
Beschluss der Gesellschafterversammlung über die Feststellung des 
Jahresabschlusses und die Verwendung des Gewinns. Er wird nach 
Fassung des Gewinnverteilungsbeschlusses sofort fällig, wenn 
nicht die Satzung der GmbH Vorschriften über Gewinnabhebungen 
oder Auszahlungen zu einem späteren Zeitpunkt enthält. Fehlen 
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Bitte beachten Sie, dass dieses Informationsschreiben eine individuelle Beratung nicht ersetzen kann! Eventuelle Änderungen, die nach Ausarbeitung dieses Schreibens erfolgen, 
werden erst in der nächsten Ausgabe berücksichtigt. Trotz sorgfältiger und gewissenhafter Bearbeitung aller Beiträge übernehmen wir keine Haftung für den Inhalt.

entsprechende Regelungen, hat es der beherrschende Gesellschafter 
einer zahlungsfähigen GmbH in der Hand, den Fälligkeitszeitpunkt 
des Auszahlungsanspruchs nach seinem Ermessen zu bestimmen. Er 
kann damit bereits im Zeitpunkt der Beschlussfassung über seinen 
Gewinnanteil verfügen.

9. Angemessenheit einer Pensionszusage

Erteilt ein Unternehmen seinen Mitarbeitern eine Pensionszusage, 
sind strenge Anforderungen zu beachten. So darf bei der Bildung der 
Pen sionsrückstellung u. a. keine Überversorgung entstehen. Über-
steigen die betrieblichen Versorgungsanwartschaften zuzüglich der 
Anwartschaft aus der gesetzlichen Rentenversicherung 75 % des 
Aktivlohns am Bilanzstichtag, liegt nach ständiger Rechtsprechung 
des Bundesfinanzhofs (BFH) eine Überversorgung vor. Die Pensions-
rückstellung ist dann entsprechend zu kürzen.

Dem widerspricht nunmehr das Finanzgericht Berlin-Brandenburg 
(FG) in seiner Entscheidung vom 2.12.2014. Nach seiner Auffassung 
findet die Annahme, dass eine Überversorgung anzunehmen ist, 
wenn die Pensionsleistungen sowie sonstigen Rentenanwartschaften 
zusammen mehr als 75 % der letzten Aktivbezüge betragen, keine 
Stütze im Gesetz. Nach seiner Entscheidung kann ein bilanzpflichti-
ges Unternehmen, das einem Angestellten eine Versorgungszusage 
erteilt, die unter Anrechnung sonstiger Rentenansprüche mehr als 
75 % der letzten Aktivbezüge beträgt (sogenannte Überversorgung), 
die entsprechenden Rückstellungen in voller Höhe in seine Bilanz 
einstellen. Damit wendet sich das FG auch gegen die gegenwärtige 
Praxis der Finanzverwaltung. 

Das Einkommensteuergesetz sieht vor, dass Werterhöhungen oder 
-minderungen der Pensionsleistungen nach dem Schluss des Wirt-
schaftsjahres, die hinsichtlich des Zeitpunktes ihres Wirksamwer-
dens oder ihres Umfangs ungewiss sind, bei der Berechnung des 
Barwerts der künftigen Pensionsleistungen und der Jahresbeträge 
erst zu berücksichtigen sind, wenn sie eintreten. Im entschiedenen 
Fall handelte es sich um eine sog. Festzusage. Bereits mit der ersten 
Zusage war die Pensionsleistung für den Gesellschafter-Geschäfts-
führer auf 6.000 DM monatlich bestimmt. Eine Erhöhung oder Min-
derung der Pensionsleistung war nach der Zusage nicht vorgesehen. 

Das FG entschied dazu, dass der Fall schon deshalb nicht vom Ge-
setzeswortlaut erfasst ist, weil dem früheren Geschäftsführer eine 
unabänderliche Versorgungszusage erteilt wurde, sodass eine Unge-
wissheit im Gesetzessinne nicht vorliegt. Unabhängig davon ist auch 
nicht der Rechtsprechung des BFH zu folgen, die bei einer Über-
versorgung immer zu einer Kürzung der Pensionsrückstellung führt.

Anmerkung: Das FG ließ die Revision zum BFH zu, da es von sei-
ner Rechtsprechung abweicht; insofern ist diese Entscheidung noch 

nicht endgültig. Die Erteilung einer Pensionszusage ist mit vielen 
Fallstricken behaftet und muss überlegt und fachlich professionell 
durchdacht und umgesetzt werden. Lassen Sie sich beraten!

10. Gewerbesteuerliche Abfärbewirkung von 
geringfügigen gewerblichen Einkünften bei 
Einkünften aus selbstständiger Tätigkeit

In mehreren Urteilen vom 27.8.2014 stellt der Bundesfinanzhof 
(BFH) klar, dass die Einkünfte einer Gesellschaft bürgerlichen Rechts 
(GbR), die hauptsächlich Einkünfte aus selbstständiger Arbeit erzielt 
und daneben in geringem Umfang eine gewerbliche Tätigkeit aus-
übt, dann nicht insgesamt zu gewerblichen Einkünften umqualifi-
ziert – und damit nicht gewerbesteuerpflichtig – werden (sog. Ab-
färbewirkung), wenn die gewerblichen Umsätze eine Bagatellgrenze 
nicht übersteigt.

In einem Fall waren die Gesellschafter der GbR als Rechtsanwälte 
und Insolvenzverwalter tätig. In einigen Fällen wurde in den Streit-
jahren jedoch keiner der Gesellschafter, sondern ein angestellter 
Rechtsanwalt zum (vorläufigen) Insolvenzverwalter oder Treuhänder 
bestellt. Der BFH sah die Rechtsanwalts-GbR als gewerblich tätig an, 
soweit sie einem angestellten Rechtsanwalt die eigenverantwortli-
che Durchführung von Insolvenzverfahren überträgt. Ihre Einkünfte 
werden dadurch jedoch nicht insgesamt zu solchen aus Gewerbebe-
trieb umqualifiziert, wenn die Nettoumsatzerlöse aus dieser auf den 
Angestellten übertragenen Tätigkeit 3 % der Gesamtnettoumsatzer-
löse der Gesellschaft und den Betrag von 24.500 € im Veranlagungs-
zeitraum nicht übersteigen.

In einem weiteren Verfahren vom selben Tag verneint der BFH auch 
die Umqualifizierung der künstlerischen Tätigkeit einer GbR in ge-
werbliche Einkünfte, weil die gewerblichen Umsätze diese Gren-
zen nicht überschritten. Anders sah es der BFH in einem Verfahren 
ebenfalls vom gleichen Tag, in dem eine freiberuflich tätige Werbe-
agentur die o. g. Grenze mit den erzielten gewerblichen Umsätzen 
überschritten hatte. Hier wurden nunmehr auch die freiberuflichen 
Einkünfte in gewerbliche umqualifiziert.

Anmerkung: Nach diesen Grundsatzentscheidungen führt eine ge-
werbliche Tätigkeit dann nicht zu einer Umqualifizierung der frei-
beruflichen in gewerbliche – und damit gewerbesteuerpflichtige – 
Einkünfte, wenn es sich um eine gewerbliche Tätigkeit von äußerst 
geringem Umfang handelt. Dies ist nach Auffassung des BFH dann 
der Fall, wenn sie wie vorhin erwähnt 3 % der Gesamtnettoumsätze 
der GbR und den Betrag von 24.500 € nicht übersteigen. Bitte be-
achten Sie, dass diese Grenze in der Praxis übers Jahr häufig schwer 
einzuschätzen und u. U. schnell überschritten ist. Lassen Sie sich 
hier beraten und Alternativen aufzeigen!


